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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 
Flächennutzungsplanänderung im Parallelverfahren VBP GML Nr. 
33 "Bürogebäude und Autohandel Mühlenbecker Straße" Gemeinde 
Mühlenbecker Land, OT Schildow 

   

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

 
Zu o.g. Entwurf bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine Bedenken. 
 
Die Planvorhaben der Gemeinden – insbesondere Darstellungen/Festsetzungen – sind oft von 
immissionsschutzrechtlichem Belang und daher bei der Erfüllung der Aufgaben des Landesamtes für 
Umwelt (LfU) als Genehmigungs-, Vollzugs- und Überwachungsbehörde sowie als beteiligte Behörde 
gemäß § 4 BauGB für das Plangebiet selbst und dessen Umgebung von Bedeutung. 
 
Wir bitten daher, ein Exemplar des wirksamen FNP mit der Begründung an das 
Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 2, 
Postfach 60 10 61 , 14410 Potsdam zu senden. 
  
 

 
Ansprechpartnerin: Referat T21 –  
 
Dieses Dokument wurde am 7. November 2019 durch  schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 
gültig. 

 

 




